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Einführung und zentrale Thesen

Die vorliegende Arbeit versteht sich als rechtsökonomischer Beitrag zur 
(agrar-)politischen Debatte um eine stärkere Regulierung des landwirt­
schaftlichen Grundstücksverkehrs. Diese Debatte hat sich aufgrund des dy­
namischen Bodenpreisanstiegs seit 2009 zuletzt deutlich verstärkt und be­
reits entsprechende Gesetzgebungsverfahren in mehreren Bundesländern 
in Gang gesetzt. Dabei zeigt die Auswertung neuester empirischer Un­
tersuchungen zu Bodenpreisdeterminanten, dass die aktuellen Kauf- und 
Pachtpreise für landwirtschaftlich genutzte Flächen den Bodenwert wider­
spiegeln. Auf Grundlage der Studien- und Datenlage lässt sich derzeit 
keine gesetzgeberische Notwendigkeit für eine strengere Regulierung des 
landwirtschaftlichen Grundstücksverkehrsrechts erkennen. Da die Gesetz­
gebungsverfahren in einigen Bundesländern jedoch bereits weit vorange­
schritten sind und zeitnah mit der Verabschiedung von Agrarstrukturge­
setzen zu rechnen ist, werden die bekannten Regelungsvorschläge zur Er­
weiterung des bodenrechtlichen Ordnungsrahmens einer kritischen Über­
prüfung unterzogen. Der dabei angelegte Bewertungsmaßstab orientiert 
sich an den Erkenntnissen und Grundsätzen der ökonomischen Theorie 
des Rechts, allen voran dem Property Rights-Ansatz. In Ergänzung zum bis­
herigen rechtswissenschaftlichen Forschungsstand, der sich vor allem auf 
die verfassungs- bzw. europarechtlichen Möglichkeiten und Grenzen einer 
stärkeren Bodenmarktregulierung konzentriert, erweitert diese Untersu­
chung die Regulierungsdebatte um rechtsökonomische Überlegungen.

Einigkeit besteht darüber, dass der Bodenmarkt aufgrund der Besonder­
heiten des Bodens als Produktionsfaktor einzigartig ist. Boden ist nicht 
beliebig substituier- oder vermehrbar und ihm kommt eine herausgehobe­
ne Bedeutung für die landwirtschaftliche Produktion zu. Ein Blick in die 
Geschichte der Landwirtschaft zeigt, dass Fragen über die Verteilung des 
Bodens und der Nutzungsrechte hieran stets gesellschaftliches Konfliktpo­
tenzial in sich bargen. Nicht selten entluden sich diese in Aufständen oder 
sogar kriegerischen Auseinandersetzungen. Auch der Prozess der Grund­
entlastung und Agrarreformen, der im ausgehenden 19. Jahrhundert zur 
Entstehung eines freien Bodenmarktes und Bauernstandes führte, dauer­
te aufgrund der Beharrungskräfte des (preußischen) Landadels über ein 
halbes Jahrhundert. Dass die Frage nach der Verteilung und nach Nut­
zungsmöglichkeiten von landwirtschaftlichen Flächen auch im Rahmen 
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der heutigen Agrarstrukturpolitik nicht an Sprengkraft verloren hat, zei­
gen die aktuellen Demonstrationen von Landwirten gegen das geplante 
Insektenschutzprogramm und die damit verbundenen Flächenbewirtschaf­
tungsauflagen.

Es waren vor allem die Besonderheiten des Produktionsfaktors Boden, 
die nach einer ersten Liberalisierungsphase des Bodenmarktes aufgrund 
der Verschlechterung der Versorgungslage zum Ende des ersten Welt­
kriegs zur Einführung erster behördlicher Übertragungsbeschränkungen 
für landwirtschaftliche Flächen führten. Diese bildeten den Grundstein für 
das heutige System des Grundstücksverkehrsrechts, bestehend aus Grund­
stücksverkehrs-, Landpachtverkehrs- und Reichsiedlungsgesetz. Ebenso be­
stehen die Hauptziele der Bodenmarktregulierung – Allokation, Vertei­
lung und Ressourcenschutz – fort.

Gleichwohl kam es im vergangenen Jahrhundert zu Verschiebungen bei 
der Gewichtung der bodenpolitischen Ziele. Während der Nachkriegsjah­
re stand zunächst noch die Allokation und Verteilung im Vordergrund, 
um durch eine strukturierte Wiederansiedlung der agrarischen Landbevöl­
kerung eine effiziente Bodennutzung zu gewährleisten. Die Schaffung 
landwirtschaftlicher Existenzen und die Erhaltung landwirtschaftlicher Be­
triebe waren notwendige Ausgangsvoraussetzungen einer intakten Agrar­
wirtschaft, welche die Nahrungsmittelproduktion für die Bevölkerung si­
cherstellen konnte. In den 1980er und 1990er Jahren rückte in Anbetracht 
sich verstärkender agrar- und umweltpolitischer Probleme das Ziel des 
Ressourcenschutzes in den Vordergrund. Normativ haben diese Entwick­
lungen ihren Niederschlag im Bundesnaturschutzgesetz, im Bundesboden­
schutzgesetz und im geänderten Flurbereinigungsgesetz gefunden. Die 
aktuellen Debatten um den Einfluss nichtlandwirtschaftlicher Investoren 
oder Eigentumskonzentrationsprozesse lassen sich wiederum dem Bereich 
der Allokation und Verteilung zuordnen, wohingegen die verschärften 
Düngeregelungen und das geplante Insektenschutzprogramm zum Bereich 
Ressourcenschutz zählen.

Seit 2009 ist ein deutlicher Anstieg bei den Kauf- und Pachtpreisen 
für landwirtschaftlich genutzte Flächen festzustellen. Die Faktoren, von 
denen der Flächenpreis abhängt, sind vielschichtig. Einfluss auf den Wert 
und damit den Preis für landwirtschaftliche Flächen haben u. a. natürli­
che Gegebenheiten wie Bodengüte, Lage und Anbindung, das Erzeuger­
preisniveau, Förder- und Subventionsmaßnahmen, gesamtwirtschaftliche 
Entwicklungen wie die Finanzkrise, steuerliche Rahmenbedingungen, der 
außerlandwirtschaftliche Flächenverlust und bodenrechtliche Regelungen. 
Diese Preisdeterminanten variieren sowohl regional als auch zeitlich; sie 
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können sich gegenseitig verstärken oder hemmen. Hinzu kommt, dass 
beim landwirtschaftlichen Bodenmarkt nicht von einem einheitlichen, 
bundesdeutschen Markt ausgegangen werden kann. Treffender ist die 
Annahme einer Vielzahl kleiner, regional begrenzter Bodenmärkte mit 
lokalen Schwerpunkten. Ein weiterer Indikator des landwirtschaftlichen 
Strukturwandels mit unmittelbarem Bezug zum Bodenmarkt ist die ab­
nehmende Zahl an landwirtschaftlichen Betrieben. Die verbleibenden Be­
triebe bewirtschaften demzufolge immer mehr Flächen, wobei seit den 
1960er Jahren eine steigende Bedeutung von Pachtflächen zu verzeichnen 
ist.

Aus dem agrarpolitischen Umfeld, dem Berufstand bzw. der landwirt­
schaftlichen Interessenvertretung werden als Gründe für den Preisanstieg 
insbesondere zunehmende Eigentumskonzentrationsprozesse und das En­
gagement nichtlandwirtschaftlicher Investoren angeführt. Als Reaktion 
häuften sich die Forderungen nach einer stärkeren Regulierung des land­
wirtschaftlichen Grundstücksverkehrs. In Anbetracht der anhaltenden De­
batte um steigende Bodenpreise beschloss die Agrarministerkonferenz im 
Frühjahr 2014 die Gründung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Landwirt­
schaftliche Bodenmarktpolitik“ und beauftragte diese mit der Erarbeitung 
von Vorschlägen für die zukünftige Ausgestaltung des bodenrechtlichen 
Ordnungsrahmens. Da die gesetzgeberische Zuständigkeit für das land­
wirtschaftliche Grundstücksverkehrsrecht seit der Föderalismusreform I 
(2006) bei den Bundesländern liegt, richten sich die seitens der Arbeits­
gruppe vorgeschlagenen Maßnahmen primär an die Bundesländer. In eini­
gen Ländern gibt es bereits entsprechende Gesetzentwürfe für Agrarstruk­
tur- oder Agrarstruktursicherungsgesetze, in denen grundstücksverkehrs- 
und landpachtverkehrsrechtliche Regelungen sowie Regelungen zum sied­
lungsrechtlichen Vorkaufsrecht zusammengeführt werden. Bisher kam 
es aufgrund parlamentarischer Diskontinuität bzw. „handwerklicher Män­
gel“ jedoch nicht zur Verabschiedung dieser Entwürfe.

Die Gesetzgebungsverfahren in Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Nieder­
sachsen und der Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe waren 
der Anlass für die vorliegende Untersuchung. Im Gegensatz zu ande­
ren Arbeiten über den Bodenmarkt und den landwirtschaftlichen Grund­
stücksverkehr, die vor allem die verfassungs- und europarechtlichen Mög­
lichkeiten bzw. Grenzen einer verschärften Regulierung des Bodenmarktes 
beleuchten, bilden rechtsökonomische Überlegungen den Fokus dieser 
Untersuchung. Gesetzgeberische Entscheidungen über die Regulierung ei­
nes Marktes sollten stets auf evidenzbasierter Grundlage über die wertbe­
einflussenden Faktoren des Marktgutes getroffen werden. Regulatorische 
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Eingriffe sind nur insoweit zu erwägen, wie diese zur Vermeidung eines 
flächendeckenden Marktversagens angezeigt sind. Kernanliegen dieser Ar­
beit ist daher, anhand aktueller empirischer Erkenntnisse über Bodenpreis­
determinanten die wertbeeinflussenden Faktoren zu skizzieren. In einem 
weiteren Schritt wird der Frage nachgegangen, ob gesetzgeberischer Hand­
lungsbedarf im Hinblick auf eine stärkere Regulierung des landwirtschaft­
lichen Grundstücksverkehrs besteht. Dabei wird von der Arbeitshypothese 
ausgegangen, dass die beobachteten Preisentwicklungen einer bodenöko­
nomischen Logik folgen: Sie sind im Wesentlichen durch das Grundren­
tenniveau gedeckt. Das gestiegene Bodenpreisniveau spiegelt also den ge­
stiegenen Bodenwert wider und ist folglich nicht als Anzeichen für eine 
spekulative Blasenbildung zu verstehen.

Die Bewertung der diskutierten Regelungsvorschläge zur Erweiterung 
der behördlichen Eingriffsbefugnisse beim Grundstücksverkehr – bei­
spielsweise Versagungsmöglichkeiten der grundstücksverkehrsgesetzlichen 
Genehmigung bei hoher Eigentumskonzentration und gegenüber nicht­
landwirtschaftlichen Investoren sowie die Einbeziehung von Anteilsüber­
tragungen in die Genehmigungspflicht – erfolgt anhand rechtsökono­
mischer Grundsätze. Vor allem dem neoinstitutionellen Forschungsan­
satz zur effizienten Ausgestaltung der Handlungsrechtsordnung (Property 
Rights-Ansatz) kommt hierbei besondere Bedeutung zu. Abschließend wer­
den alternative Vorschläge unterbreitet, die ohne marktregulatorische Ein­
griffe zu einer Verlangsamung des Preisanstiegs beitragen können. Im 
Fokus stehen dabei effiziente Gestaltungsmöglichkeiten von Subventions­
regimen im Bereich der Erneuerbaren Energien oder der Gemeinsamen 
Agrarpolitik der Europäischen Union sowie Maßnahmen zur allgemeinen 
Steigerung der Markttransparenz. Durch derartige Ansätze bleiben die 
Markt- und Preisbildungsprozesse im Kern gewährleistet.

In Kapitel I werden zunächst die Grundzüge der spätfeudalen Agrar­
verfassungen und ihre regionalen Besonderheiten dargestellt, da sich die 
über Jahrhunderte gewachsenen Strukturen zum Teil bis in die heutige 
Agrarstruktur nachzeichnen lassen. Zudem bilden sie den Ausgangspunkt 
für die im Nachgang als „Bauernbefreiung“ bezeichneten Entwicklungen 
der Grundentlastung und der Agrarreformen im 18. und 19. Jahrhundert. 
Durch die Industrialisierung und aufkommende nationalökonomische 
Forschung wurden die Grundsteine für die Überführung der spätfeudalen, 
subsistenzwirtschaftlich geprägten Wirtschaftsordnung in eine marktorien­
tierte, liberale Wirtschafsordnung gelegt. Boden wurde erstmals zum frei 
handelbaren Gut und Landwirten damit die Möglichkeit eröffnet, ihren 
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eigenen Grund und Boden unabhängig von einem Grundherrn oder der 
Dorfgemeinschaft zu bewirtschaften.

Im zweiten Teil des ersten Kapitels werden anhand der Daten des Sta­
tistischen Bundesamtes die Preisentwicklungen am landwirtschaftlichen 
Bodenmarkt nachvollzogen. Diese haben sich in den vergangenen Jahren 
äußerst dynamisch entwickelt, wenn auch mit regionalen Unterschieden. 
Kostete ein Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche im Jahr 1997 im Bun­
desdurchschnitt etwa 9.900 Euro, waren es im Jahr 2017 fast 24.100 Euro. 
Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich auch bei den Pachtpreisen. Diese 
sind bei den Bestandspachten von 174 €/ha im Jahr 2003 auf 288 €/ha 
im Jahr 2016 gestiegen, bei den Neupachten sogar auf 385 €/ha. Vor 
allem in landwirtschaftlichen Schwerpunktregionen wie im Nordwesten 
oder Südosten Deutschlands werden diese Entwicklungen aufgrund sich 
überlagernder preisbeeinflussender Faktoren besonders deutlich. Trotz der 
dynamischen Preisentwicklungen zeichnet sich der landwirtschaftliche Bo­
denmarkt durch eine geringe Flächenmobilität aus; mit zuletzt abnehmen­
der Tendenz.

Welche Faktoren den Preis des Bodens beeinflussen, war bereits früh 
Gegenstand systematischer, ökonomischer Untersuchungen. Mit Adam 
Smith widmete einer der bedeutendsten Vertreter der noch jungen Na­
tionalökonomie Teile seines Werkes über den Wohlstand der Nationen 
grundrententheoretischen Überlegungen. David Ricardo und Johann von 
Thünen ergänzten Faktoren wie die Bodengüte oder die Entfernung von 
Absatzmärkten als weitere die Grundrente beeinflussende Größen.

In Kapitel II werden verschiedene Determinanten für Kauf- und Pacht­
preise herausgearbeitet, die sich in der jüngeren Vergangenheit als beson­
ders preiswirksam erwiesen haben. Zentrale Größe ist hier die sog. Grund­
rente, auf deren Grundlage sich Aussagen, über die auf der Fläche zu 
erwirtschaftenden Gewinne ableiten lassen. Auch wenn die Grundrente 
grundsätzlich auf einzelbetrieblicher Basis ermittelt und durch betriebsin­
dividuelle Umstände beeinflusst wird, eignet sich diese zur Illustration 
der wettbewerbssteigernden Wirkung staatlicher Subventionsmaßnahmen. 
Nicht nur die Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien (v. a. im Be­
reich der Biogasproduktion), sondern auch die im Rahmen der Gemeinsa­
men Agrarpolitik der EU gewährten Direktzahlungen kapitalisieren sich in 
Bodenpreisen. Neben diesen Subventionsmaßnahmen erweisen sich steu­
erliche Sonderregelungen für den Landwirtschafssektor als preiswirksam 
am Bodenmarkt.

Ein weiterer Aspekt, der im Zusammenhang mit dem landwirtschaftli­
chen Bodenmarkt verstärkt diskutiert wird, ist der zunehmende Einfluss 
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von nichtlandwirtschaftlichen Investoren. Durch deren Engagement wer­
de in den Augen der Kritiker die Konkurrenzsituation am Flächenmarkt 
zuungunsten aktiver Landwirte verschärft, da derartige Investorengruppen 
Preise zahlen könnten, die nicht durch das auf den Flächen zu erwirtschaf­
tende Grundrentenniveau gedeckt seien. Ein gewisser Sondereinfluss für 
die Konkurrenzsituation auf dem ostdeutschen Bodenmarkt geht von der 
Bodenverwertungs- und -verwaltungsgesellschaft aus, die hier als institutio­
neller Flächenanbieter in Erscheinung tritt und die zu privatisierenden 
Flächen zum Teil im Wege von Auktionsverfahren veräußert. Diese Priva­
tisierungspraxis war in der Vergangenheit immer wieder Gegenstand von 
Kritik seitens des Berufsstands.

Kapitel III widmet sich dem bodenrechtlichen Ordnungsrahmen, der 
aus Grundstücksverkehrsgesetz, Landpachtverkehrsgesetz und Reichssied­
lungsgesetz besteht. Die Regulierung des landwirtschaftlichen Grund­
stücksverkehrs trägt vor allem den Besonderheiten des Produktionsfaktors, 
dessen herausgehobener Bedeutung für die Landwirtschaft und die Volks­
ernährung Rechnung. Nicht zuletzt deshalb hat das Bundesverfassungs­
gericht die durch den Gesetzgeber verfolgten Ziele, nämlich die Agrar­
struktursicherung bzw. Abwehr von diesbezüglichen Gefahren, anerkannt.

Auch wenn die Gesetzgebungskompetenz für den Bereich des land­
wirtschaftlichen Grundstücksverkehrs im Zuge der Föderalismusreform 
I (2006) auf die Bundesländer übergegangen ist, gelten die Gesetze weit­
gehend fort. Selbst in Baden-Württemberg, wo das Agrarstrukturverbesse­
rungsgesetz erlassen wurde, kam es zu keinen grundlegenden Änderungen 
im Vergleich zu den Bundesregelungen. Die anhaltende Diskussion um 
die Notwendigkeit einer stärkeren Regulierung hat in einigen Bundeslän­
dern dazu geführt, dass unterschiedliche Akteure aus der Politik bzw. poli­
tiknahen Bereichen Vorschläge für Agrar- bzw. Agrarstruktursicherungsge­
setze unterbreiteten. In verschiedenen Abstufungen zielen diese auf eine 
stärkere behördliche Kontrolle des landwirtschaftlichen Grundstücksver­
kehrs. Das Grundstücksverkehrsrecht würde damit einen grundlegenden 
Wandel vom abstrakten Gefahrenabwehrrecht hin zu einem aktiven agrar­
strukturellen Steuerungsinstrument erfahren.

Die Reformvorschläge werden auf Grundlage der ökonomischen Theo­
rie des Rechts bewertet. Hierfür werden in Kapitel IV zunächst die Grund­
lagen und Begrifflichkeiten der neoinstitutionellen Wirtschaftsforschung 
beleuchtet und vor allem im Hinblick auf das ökonomische Paradigma 
kritisch gewürdigt. Im Anschluss daran wird die Ökonomische Theorie des 
Rechts mit besonderem Fokus auf den Property Rights-Ansatz und normati­
ven Bewertungskriterien dargestellt.
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Die Übertragung rechtsökonomischer Erkenntnisse begegnet zwar in­
zwischen keinen grundlegenden Vorbehalten mehr und hat über § 44 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien sogar Einzug in 
die Gesetzesfolgenabschätzung gefunden. Dennoch fehlt es bisher an einer 
systematischen Einbindung in den Gesetzgebungsprozess. Über das öko­
nomische Verhaltensmodell hinaus bieten die normativen Effizienzkriteri­
en und neoinstitutionellen Forschungsansätze weitere Möglichkeiten zur 
Erweiterung des rechtswissenschaftlichen Instrumentenkastens. Besonders 
deutlich wird dies in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand des land­
wirtschaftlichen Bodenmarktes am Beispiel des Property Rights-Ansatzes, 
der sich Fragen zur effizienten Ausgestaltung, Verteilung und Beschrän­
kung von Handlungsrechten widmet.

Im abschließenden Kapitel V werden die wichtigsten Reformvorschlä­
ge zur Fortentwicklung des landwirtschaftlichen Bodenrechts nach den 
Grundsätzen der Rechtsökonomik bewertet. Die Reformvorschläge und 
Handlungsoptionen beruhen im Wesentlichen auf dem Abschlussbericht 
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Landwirtschaftliche Bodenmarktpolitik“ 
(2015) und den Entwürfen für entsprechende Agrarstrukturgesetze aus 
Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg.

Die möglichen Handlungsoptionen sind in drei Bereiche geteilt: Markt­
regulierung, flankierende Maßnahmen und Verbesserung der Markttrans­
parenz. Den Schwerpunkt bildet dabei der Bereich der Marktregulierung, 
da von diesen Maßnahmen die größten Wechselwirkungen zu erwarten 
sind. In Ergänzung zu bisherigen rechtswissenschaftlichen Arbeiten, die 
vor allem die europa- bzw. verfassungsrechtlichen Möglichkeiten und 
Grenzen einer stärkeren Marktregulierung beleuchteten, zeigt diese Unter­
suchung die aus rechtsökonomischer Sicht zu erwartenden wohlfahrts- 
und agrarökonomischen Folgen derartiger Maßnahmen auf.

Als Alternative zur Erweiterung der behördlichen Eingriffsbefugnisse 
werden Vorschläge für flankierende Maßnahmen unterbreitet, die nicht 
bei den Symptomen (Bodenpreis), sondern den Ursachen (Bodenwert) für 
das derzeitige Preisniveau ansetzen. Damit bliebe zum einen gewährleistet, 
dass die Markt- und Preisbildungsmechanismen auf dem landwirtschaft­
lichen Bodenmarkt erhalten bleiben. Dies ist getragen von der Überzeu­
gung, dass die Ressourcenallokation und Preisbildung durch den Markt 
bzw. Marktteilnehmer und nicht durch Behörden vorgenommen werden 
sollte. Zum anderen ist es bisher nicht gelungen, in den Ländern ein 
konsistentes agrarstrukturelles Leitbild zu erarbeiten, welches jedoch we­
sentliche Voraussetzung für eine Erweiterung der Befugnisse auf dem Bo­
denmarkt wäre.
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Eine weitere wesentliche Erkenntnis der Arbeit besteht darin, dass trotz 
vorhandener Bundes- und Landestatistiken wenig über die als besonders 
bedrohlich empfundenen Entwicklungen (Eigentumskonzentration, nicht­
landwirtschaftliche Investoren, Anteilsübertragungen) bekannt ist. Bevor 
jedoch weitreichende Änderungen implementiert werden, sollte zunächst 
geprüft werden, ob und ggf. inwieweit in diesen Bereichen Handlungsbe­
darf besteht. Abschließend werden daher Möglichkeiten aufgezeigt, wie 
sich die Transparenz am Bodenmarkt verbessern ließe.
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Die Entwicklung des Bodenmarktes und der 
Agrarstruktur

In diesem Abschnitt werden die wesentlichen Wegmarken und Entwick­
lungsprozesse beschrieben, die zur Entstehung eines landwirtschaftlichen 
Bodenmarktes in der Bundesrepublik beigetragen haben. Die heutigen 
Agrarstrukturen finden ihren Ursprung in den rechtlichen, wirtschaftli­
chen und sozio-kulturellen Anpassungsprozessen, welche ab dem Spätmit­
telalter und noch viel deutlicher ab dem Beginn der Frühen Neuzeit auf­
grund sich wandelnder Voraussetzungen für die Landwirtschaft notwen­
dig geworden sind.1 Entscheidende Entwicklungen auf dem Bodenmarkt 
fanden im Verlauf des 18. und 19. Jahrhunderts statt. Während dieser 
Zeit kam es zu flächendeckenden Entfeudalisierungsprozessen – der sog. 
Bauernbefreiung. Grund und Boden wurden damit erstmals zum frei han­
delbaren Gut für breite, nichtadelige Bevölkerungsschichten.

Bodenbesitzverhältnisse und Bodenmarkt im historischen Kontext

Seit jeher war es eine zentrale Machtfrage wie Grund und Boden sowie 
dessen Nutzungsrechte verteilt sind. Im Rahmen der Bauernaufstände 
1524/25 im süddeutschen Raum – Ausgangspunkt für den (Deutschen) 
Bauernkrieg2 – zeigte sich bereits, dass die Verteilung und Bewirtschaf­
tungsmöglichkeiten des Bodens eine solche gesellschaftliche Sprengkraft 
enthalten, dass sie als Auslöser und Katalysator für politische Umwälzun­
gen, Kriege und Revolutionen wirken können.

Anfänge eines freien Bodenmarktes

Grundlegende gesellschaftliche Transformationsprozesse durch die Einfüh­
rung moderner Waffen sowie die weitreichende Verarmung des Reichs­
ritterstandes ließen ein Machtvakuum entstehen, welches im Laufe des 

Kapitel I –
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1 Röhm, Agrarverfassung II, in: Götz/Kroeschell/Winkler, HAR, Bd. 1, 1981, Sp. 168 
(169); Born, Die Entwicklung der deutschen Agrarlandschaft, 1974.

2 Grundlegend zum Bauernkrieg Franz, Der deutsche Bauernkrieg, 1984.
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15. und 16. Jahrhunderts durch finanzkräftigere Herrschaftsgeschlechter 
besetzt wurde. Die damit verbundene Änderung der Geisteshaltung auf 
Seiten der herrschenden Klasse hatte zur Folge, dass traditionelle Landnut­
zungsrechte und Gemeindeflächen (sog. Allmende) unter dem Einfluss 
des sich verbreitenden römischen Rechts und der Entstehung frühkapi­
talistischer Wirtschaftsstrukturen weichen mussten bzw. in fürstliches Ei­
gentum überführt wurden.3 Die flächendeckende Verschlechterung der 
Lebenssituation vieler Bauern war insbesondere auf die Rücknahme von 
Rodungsrechten und Anpassungen des Geldwertes4 bzw. Preisgefüges, aus­
gelöst durch die mit der Entdeckung neuer Erdteile verbundene Edelme­
tallschwemme, zurückzuführen.5

Verstärkt wurden diese grundlegenden gesellschaftlichen Transformati­
onsprozesse durch die einsetzende territoriale Staatenbildung, welche mit 
der Erhebung neuer, steuerähnlicher Abgaben einherging. Der wirtschaft­
liche Druck auf den Bauernstand ging dabei nicht ausschließlich von 
weltlichen Herrschern in Gestalt adeliger oder bürgerlicher Milieus aus, 
sondern zu einem nicht unerheblichen Teil von kirchlichen Vertretern 
und Institutionen.6 So überrascht es wenig, dass aufgrund des ausgepräg­
ten Antiklerikalismus unter den Bauern des Spätmittelalters die evangeli­
sche Theorie Luthers mit der Betonung des göttlichen Rechts und des 
Gemeindeprinzips vor allem bei der ländlichen Bevölkerung auf fruchtba­
ren Boden fiel.7 Neben diesen fundamentalen religiösen und gesellschaftli­
chen Umwälzungen, die zudem von verheerenden kriegerischen Auseinan­

3 Grundlegend zum Wandel in der wirtschaftlichen und soziokulturellen Geisteshal­
tung im 14. und 15. Jahrhundert Lütge, Deutsche Sozial- und Wirtschaftsgeschich­
te, 3. Auflage 1966, S. 196 ff.

4 „Gedanken über die Grundsätze der Münzprägung“ (Originaltitel: Meditata Monete 
cudende ratio) verfasste der heute eher für die Entdeckung und Beschreibung 
des heliozentrischen Weltbildes bekannte Nikolaus Kopernikus (1473 – 1543) im 
Sommer 1517 in Frauenburg (heute Frombork/Polen), vgl. zur kopernikanischen 
Geldwerttheorie Schilling, 1517: Weltgeschichte eines Jahres, 2017, S. 98 ff.

5 Grüll, Bauer, Herr und Landesfürst, 1963, S. 1.
6 Lütge, Deutsche Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 3. Auflage 1966, S. 64 ff.
7 Vgl. dazu Schilling, Martin Luther, 2012, S. 294 ff., der auf das ambivalente Verhält­

nis Luthers zum Bauerstand und dessen zunehmende Gewaltbereitschaft eingeht. 
Im Gegensatz zu Luther, der sich in den 1520er Jahren wiederholt für eine gewalt­
freie Lösung einsetzte, sah Thomas Müntzer – nach Reisen in die aufständischen 
Gebiete Süddeutschlands – „in Aufstand und Gewalt nicht eine Gefahr, sondern eine 
Chance für das Evangelium.“ (S. 304); Holenstein; Bauern zwischen Bauernkrieg und 
Dreißigjährigem Krieg, 1996, S. 113 ff.
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dersetzungen in Gestalt des Dreißigjährigen Krieges (1618-1648) begleitet 
waren, fand die spätmittelalterliche klimatische Gunstphase ein Ende.8

Prozess der Grundentlastung im 18. und 19. Jahrhundert

Grundlegende Agrarreformen fanden jedoch erst im 18. und 19. Jahrhun­
dert statt, nachdem im Zuge der flächendeckenden Verbreitung aufkläreri­
scher und liberaler Gedanken durch die Französische Revolution und die 
Napoleonischen Kriege, ein Anstoß zur Abschaffung der feudalen Abhän­
gigkeiten des Bauernstandes gegeben wurde. Erst dann konnten Bauern 
flächendeckend im Wege von Ablösezahlungen an den Grundherrn land­
wirtschaftliche Nutzfläche in ihr Eigentum überführen (sog. Grundentlas­
tung). Boden wurde zu einem handelbaren Gut.

Anders als in Frankreich erlangten die Bauern in den deutschen Staa­
ten – abgesehen von den linksrheinischen Gebieten – ihre Freiheit nicht 
durch revolutionäre Auseinandersetzungen, sondern im Zuge politischer 
Reformprozesse, welche regional und zeitlich unterschiedlich verliefen. 
Die Reformvoraussetzungen in den Agrarsektoren der damaligen deut­
schen Einzelstaaten waren dabei ebenso heterogen wie ihr örtlicher und 
zeitlicher Verlauf.

Entwicklung der Agrarverfassungen während der Frühen Neuzeit

Entscheidend bei der Betrachtung der Besitz- und Sozialverhältnisse der 
ländlichen Bevölkerung während des Spätmittelalters bis in die Frühe 
Neuzeit sind die jeweils geltenden Agrarverfassungen.9 Diese enthielten im 
Allgemeinen Regelungen über Besitz- und Nutzungsrechte der Bauern an 
den bewirtschafteten Höfen, ihren rechtlichen Status und sowie Normen 
über Art und Umfang der Abschöpfung von Arbeitskraft (Hand- und 
Spanndienste) oder Erzeugnissen. Dienste waren in Form von Produkt- 
oder Geldrenten an die Flächeneigentümer, zumeist den landständigen 
Adel oder geistliche Institutionen, aber auch Städte zu leisten. Damit 
bildeten die Agrarverfassungen den Ordnungsrahmen, innerhalb dessen 

II.

1.

8 Ausführlich zur sog. Kleinen Eiszeit Blom, Die Welt aus den Angeln, 2017.
9 Zum Begriff der Agrarverfassung Pfister, in: Jaeger, Enzyklopädie der Neuzeit, 

Band 1, 2005, Agrarverfassung, Sp. 135 ff.; Röhm, Agrarverfassung II, in: Götz/
Kroeschell/Winkler, HAR, Bd. 1, 1981, Sp. 168 (169).
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sich Landwirtschaft und ländliches Leben abgespielt haben, wobei neben 
rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen auch die jeweils 
herrschenden Sitten und Bräuche abgebildet wurden.10 Die vormodernen 
Agrarverfassungen im mitteleuropäischen Raum unterteilen sich in zwei 
Formen: die Guts- und die Grundherrschaft.11

Verbreitung und Charakteristika von Guts- und Grundherrschaft

Geographisch ist die Gutsherrschaft im Wesentlichen östlich der Elbe-Saa­
le-Linie anzusiedeln.12 Charakterisiert wird sie durch die Konzentration 
umfassender Herrschaftsrechte über Boden und Bauern, Patrimonialge­
richtsbarkeit sowie Polizeigewalt in der Person des Gutsherrn.13 Faktisch 
stellten die Gutsherren damit einen „Staat im Staat“ dar, da die unfreien, 
erbuntertänigen Bauern hauptsächlich unter dem Einfluss ihres Gutsherrn 
standen und nur mittelbar durch die Herrschaft des jeweiligen Landes­
herrn beeinflusst wurden.

Dagegen ist die für westelbische Gebiete typische, regional unterschied­
lich ausgeprägte Grundherrschaft14 hauptsächlich auf den Bezug von Pro­
dukt- und Geldrenten beschränkt (Rentengrundherrschaft).15 Anders als 
in gutsherrschaftlichen Strukturen waren die Herrschaftsrechte in diesem 
System klassischerweise auf mehrere Träger verteilt. Grund-, Leib- und 

a.

10 Henrichsmeyer/Witzke, Agrarpolitik, Band 1, 1991, S. 40.
11 Diese Typologie eines Agrardualismus geht im Wesentlichen auf die Arbeiten 

Georg Friedrich Knapps zurück und erweist sich für den vorliegenden Zweck 
einer holzschnittartigen, schemenhaften Darstellung als geeignet. Es sei insoweit 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Einteilung keinesfalls die Bandbreite regio­
naler Sonderformen und Entwicklungstendenzen abgebildet werden kann, so 
auch Holenstein, Bauern zwischen Bauernkrieg und Dreißigjährigem Krieg, 1996, 
S. 81 f.

12 Kroeschell, Agrarverfassung I, in: Götz/Kroeschell/Winkler, HAR, Bd. 1, 1981, Sp. 
162 (164); Troßbach, in: Brakensiek, Grundzüge der Agrargeschichte, Band 1, 
2016, S. 212.

13 Henning, Gutherrschaft, in: Götz/Kroeschell/Winkler, HAR, Bd. 1, 1981, Sp. 865 
(866).

14 Eine Übersicht zu den verschiedenen Arten der Grundherrschaft bei Seidl, Deut­
sche Agrargeschichte, 2006, S. 102 ff.; Lütge, Deutsche Sozial- und Wirtschaftsge­
schichte, 3. Auflage 1966, S. 115 ff.

15 Konersmann/Troßbach, in: Brakensiek, Grundzüge der Agrargeschichte, Band 1, 
2016, S. 190 ff. m. w. N.; Holenstein, Bauern zwischen Bauernkrieg und Dreißig­
jährigem Krieg, 1996, S. 85.

Kapitel I – Die Entwicklung des Bodenmarktes und der Agrarstruktur

50



Gerichtsherrschaft wurden gerade nicht in Personalunion ausgeübt.16 Ten­
denziell oblag die Gerichtsbarkeit eher dem Landesherrn als dem Grund­
besitzer selbst, wodurch letzterer weniger außerökonomischen Druck auf 
die von ihm abhängigen Bauern ausüben konnte. Durch die zunehmen­
de Verstetigung der Landesherrschaft nach dem Dreißigjährigen Krieg 
und dem Aufbau feudalstaatlicher Verwaltungen wurde der Einfluss der 
Grundherren im Zeitverlauf immer weiter eingeschränkt.17

Zwar gab es auch in Ostelbien neben gutsherrlichen Erbuntertänigen, 
zahlreiche in grund- oder landesherrlichen Verhältnissen wirtschaftende 
Bauern.18 Die Gutsherrschaft prägte diese Gebiete aber in soziopolitischer 
Hinsicht, während sie westlich der Elbe-Saale-Linie, wenn überhaupt nur 
punktuell anzutreffen war. Verallgemeinernd lässt sich festhalten, dass die 
Landes- und Grundherren im Westen und Süden der deutschen Staaten 
Bauern in erster Linie als „ständige Einkommensquelle“ und Steuerzahler 
ansahen. Bestehende Gutsherrschaften wurden nicht ausgeweitet, da kein 
Interesse auf Seiten des Adels bestand, selbst zum Großlandwirt zu wer­
den. Dem sog. Bauernlegen19 wurde zudem durch die Landesherren be­
gegnet, welche ein eigenes finanzwirtschaftliches Interesse am bäuerlichen 
Steueraufkommen hatten. Ohne entsprechenden Bauernschutz wären die 
Einnahmen dem nicht besteuerten Adel zugeflossen. Die Gutsherren in 
den Ostgebieten verstanden die von ihnen abhängigen Bauern dagegen 
ausschließlich als billige Arbeitskräfte, welche ohne rechtliche Konsequen­
zen ausgebeutet werden konnten. Die Freizügigkeit wurde teilweise kom­
plett aberkannt, Frondienste und Abgaben hoch bemessen sowie ein um­
fassendes Bauernlegen betrieben.20 Insbesondere die durch das Ansteigen 
der Agrarpreise verbesserten Gewinnaussichten im Verlauf des 18. Jahr­

16 Rösener, Agrarwirtschaft, Agrarverfassung und ländliche Gesellschaft im Mittelal­
ter, 1992, S. 25.

17 Lütge, Geschichte der deutschen Agrarverfassung vom frühen Mittelalter bis zum 
19. Jahrhundert, 2. Auflage 1967, S. 159.

18 Dipper, Die Bauernbefreiung in Deutschland 1790 – 1850, 1980, S. 57; Lütge, 
Geschichte der deutschen Agrarverfassung vom frühen Mittelalter bis zum 19. 
Jahrhundert, 2. Auflage 1967, S. 188; Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, 
Erster Band, 1987, S. 72.

19 „Der Terminus kam im 18. Jh. angesichts der massenhaften Usurpation von Bauernstel­
len durch mecklenburgische Gutsherren auf. […] empfiehlt sich aber als Obergriff für 
jegliches Reduzieren von Bauernstellen durch den Grundherrn, zwecks Eigenbedarf als 
Wohn- und Wirtschaftshof, v. a. zwecks Expansion von Nutzflächen.“ vgl. Enders, in: 
Jaeger, Enzyklopädie der Neuzeit, Band 1, 2005, Bauernlegen, Sp. 1061; ausführ­
lich zum Bauernlegen in Mecklenburg Heitz, ZfG 1960, 1342.

20 Holenstein, Bauern zwischen Bauernkrieg und Dreißigjährigem Krieg, 1996, S. 28.

A. Bodenbesitzverhältnisse und Bodenmarkt im historischen Kontext

51



hunderts verstärkten diese Entwicklungen zusehends. In der Folge kam es 
zur Gründung umfassender adeliger Eigenwirtschaften auf Kosten bäuerli­
cher Kleinstellen.

Erklärungsansätze für die unterschiedlichen Entwicklungstendenzen

Als Erklärung für die unterschiedlichen Entwicklungen westlich und öst­
lich der Elbe-Saale-Linie werden neben historisch-anthropologischen An­
sätzen insbesondere die im Zeitverlauf immer stärker voneinander abwei­
chenden soziopolitischen Konstellationen und lokalen Marktverhältnisse 
angeführt.21 Der höhere Verstädterungsgrad im Westen und Süden ver­
kürzte die Wege für die Erzeuger zu den innerstädtischen Absatzmärkten. 
Sie wurden dadurch frühzeitig in die Lage versetzt, die seitens des Grund­
herrn erhobenen Feudalrenten zu leisten. Dagegen konzentrierten sich 
die großen Gutswirtschaften bereits seit dem 15. Jahrhundert mangels 
ausreichender Aufnahmekapazität regionaler Absatzmärkte und des Nach­
fragesogs großer Außenmärkte auf den Exporthandel. Der rentable Export 
von landwirtschaftlichen Gütern erforderte eine gewisse Größe, was das 
Junkertum22 in Ostelbien noch einmal zusätzlich verstärkte. Es zeigt sich 
bereits während des Spätmittelalters und noch viel deutlicher im Rahmen 
der neuzeitlichen wirtschaftlichen Arbeitsteilung, dass die osteuropäischen 
Gebiete und das Baltikum die Aufgabe des Getreidelieferanten für Westeu­
ropa übernahmen („Kornkammer Europas“).23 Im weiteren Verlauf der 
ökonomischen Modernisierung bis zur Industriellen Revolution im ausge­
henden 18. Jahrhundert entstand, vor allem innerhalb der Pioniergesell­
schaften Westeuropas ein durch wechselseitige Abhängigkeit charakteri­
siertes Verbundsystem, das die noch heute sichtbaren sozioökonomischen 
Entwicklungsunterschiede mitbegründete.24 Bereits aus dem Nexus dieser 
Marktverflechtungen heraus muss auch die ältere Gutsherrschaft interpre­
tiert werden. Bei aller Macht, die seitens der Grund- und Gutsherren in 
Person von Adel, Kirche, Landesherren oder Städten ausgeübt wurde, 

b.

21 Wixforth, in: Gothe, An der Seite der Bauern, 2014, S. 31; Wehler, Deutsche Gesell­
schaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 73.

22 Zum Begriff Jatzlauk, in: Jaeger, Enzyklopädie der Neuzeit, Band 6, 2007, Junker­
tum, Sp. 188 ff.

23 Weber, ZgS 1952, 431 (446).
24 Hier vor allem Wallerstein, Das moderne Weltsystem I-IV, 2012; zu den Entwick­

lungen in Preußen bis 1848/49 Harnisch, Kapitalistische Agrarreform und indus­
trielle Revolution, 1984; vgl. auch Kapitel II.

Kapitel I – Die Entwicklung des Bodenmarktes und der Agrarstruktur

52



blieb die ökonomische Grundlage der deutschen Landwirtschaft stets eine 
Bauernwirtschaft.

Wirtschaftliche Lage der Bauern

Die Schwierigkeit der Charakterisierung der wirtschaftlichen Lage des da­
maligen Bauernstandes liegt in der Vielfalt verschiedener Bedingungen 
begründet. Ein generalisierendes Urteil wird so ungemein erschwert. Prin­
zipiell lassen sich aber vier wichtige Faktoren identifizieren, von denen die 
wirtschaftliche Lage bis ins 19. Jahrhundert abhing:
– Größe und Bodenqualität,
– Konjunktur- und Krisenbewegungen in der Landwirtschaft,
– Natur der bäuerlichen Besitzrechte,
– Persönliche Rechtsstellung (v. a. Dienst- und Abgabenverpflichtungen, 

erbrechtliche Regelungen).25

Während der bis ins 19. Jahrhundert andauernden „Kleinen Eiszeit“ waren 
bäuerliche Betriebe klimatischen Schwankungen und der damit verbunde­
nen Gefahr von Missernten, konjunkturellen Abschwüngen sowie militäri­
schen Konflikten nahezu schutzlos ausgesetzt.26 Ein etwaiges Krisenszena­
rio traf die Gebiete, in denen die Agrarverfassung nach grundherrlichen 
Prinzipien aufgebaut war, aufgrund der strukturellen Kleinteiligkeit stär­
ker als die großen Rittergüter im Osten. Zahlreiche Bauern und Betriebe 
gingen aus diesem Grund bereits früh einer Nebenerwerbstätigkeit in der 
vorindustriellen Produktion (Textil- und Metallwaren) nach.27 Derartige, 
in irregulären Abständen auftretende Krisen des „alten Typs“, hatten vor 
allem in den Augen der französischen Historiker erhebliche gesamtgesell­
schaftliche Folgen.28 Da die Landwirtschaft bis zum Beginn der Industri­
ellen Revolution maßgeblich die ökonomischen Belange eines Landes do­
minierte und zu einem nicht unerheblichen Teil subsistenzwirtschaftlich 
ausgerichtet war, betrafen fundamentale Versorgungskrisen weite Teile der 
europäischen Bevölkerung.29

c.

25 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 76.
26 Blom, Die Welt aus den Angeln, 2017.
27 Zur heimgewerblich-agrarischen Verflechtung vgl. Boch, SOWI 1979, 133 (133 f.); 

Prass, in: Brakensiek, Grundzüge der Agrargeschichte, Band 2, S. 55 f. m. w. N.; 
Rösener, Bauern im Mittelalter, 1985, S. 133 ff.

28 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 77.
29 Einen Abriss über spätmittelalterliche Krisenphänomene liefert Rösener, Bauern 

im Mittelalter, 1985, S. 255 ff.
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Weitrechende Fron- und Zwangsdienste, mangelndes Kapital für Inno­
vationen, Flächenzersplitterung sowie tradierte Arbeitsformen (Dreifelder­
wirtschaft) sind einige Indikatoren für die Reformbedürftigkeit des gesam­
ten Agrarsektors in dieser Zeit. Die wachsenden Herausforderungen sowie 
die zunehmende Dynamik des wirtschaftlichen Strukturwandels am Vor­
abend der Industriellen Revolution sollten für den notwendigen Wandel 
im Denken und Handeln der Entscheidungsträger sorgen.

Bauernbefreiung und Agrarreformen am Beispiel ausgewählter 
deutscher Staaten

Die entscheidende Voraussetzung für die Entstehung eines „freien“ Boden­
marktes war die Auflösung spätfeudaler Rechtsstrukturen, verbunden mit 
einer Reform der Eigentumsverhältnisse an Grund und Boden, des per­
sönlichen Rechtsstatus sowie einer Umstrukturierung der Abgaben- und 
Dienstverpflichtungen zugunsten der Landbevölkerung.

Begriffliche Einordnung

Mit dem Begriff „Bauernbefreiung“, welcher durch das 1887 erschienene 
Werk „Die Bauernbefreiung und der Ursprung der Landarbeiter in den älte­
ren Theilen Preußens“ von Knapp eingeführt wurde, wird die Lossagung 
der bäuerlichen Gesellschaftsschichten von allen herrschaftlichen Bindun­
gen während des 18. und 19. Jahrhunderts schlagwortartig beschrieben. 
Keineswegs vermag der Begriff als solcher, die sich über mehrere Jahr­
zehnte erstreckenden Bemühungen des Reformabsolutismus zur Herauslö­
sung der Landbevölkerung aus der mediatisierten Zwischengewalt und 
die Überführung in ein zentralstaatliches Herrschafts-, Rechts- und Steu­
ersystem in all seiner Heterogenität zusammenzufassen.30 Kernanliegen 
aller Agrarreformbestrebungen in deutschen Landen war es, die bis dahin 
geltenden gerichts-, leib- und schutzherrlichen Bindungen mit ihren um­

2.

a.

30 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 378; in der Ge­
schichtswissenschaft gibt es eine generelle Diskussion um den Begriff, der von 
vielen Autoren als zu euphemistisch empfunden wird, vgl. Dipper, Die Bauernbe­
freiung in Deutschland 1790 – 1850, 1980, S. 17; Lütge, Geschichte der deutschen 
Agrarverfassung vom frühen Mittelalter bis zum 19. Jahrhundert, 2. Auflage 
1967, S. 201 f.; Schissler, SOWI 1979, 136 (137), die „Agrarkapitalisierung“ als 
Alternative anbietet.
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fassenden Einschränkungen im Bereich der wirtschaftlichen und persönli­
chen Freiheit aufzulösen. Durch die Schaffung einer autonomen Eigentü­
mergesellschaft, welche sich an personen-, schuld- und sachenrechtlichen 
Prinzipien orientiert und in welcher private Vertragsbeziehungen sowie öf­
fentliches Recht gelten, sollte formale Freiheit gewährleistet werden.31 

Frondienste und Zwangsabgaben sollten durch eine marktorientierte Kon­
kurrenzwirtschaft ersetzt werden. Im Wesentlichen wurde die Grundent­
lastung dadurch erreicht, dass ehemals feudale Herrschaftstitel in Eigen­
tumsrechte uminterpretiert und den Besitzern privatrechtliche Entschädi­
gungsansprüche zuerkannt wurden.

Frühe Reformbemühungen

Die ersten Ideen zur Auflösung traditioneller Agrarstrukturen gehen in 
Deutschland auf Vertreter der Kameralwissenschaften zurück. Wichtige 
Anstöße kamen unter anderem seitens von Justis, der sich bereits früh für 
die Einführung agrartechnischer Neuerungen sowie Veränderungen der 
bestehenden Agrarverfassungen einsetzte.32 Als Verwaltungswissenschaftli­
cher war sich von Justi der negativen Auswirkungen rechtlicher Beschrän­
kungen im Landwirtschaftssektor bewusst und forderte daher die Aufhe­
bung der Leibeigenschaft, sämtlicher Frondienste sowie die Aufteilung 
von Allmenden und die umfassende Überführung des Bodeneigentums 
in private Hände.33 Praktisch umgesetzt wurden diese Überlegungen bei­
spielsweise durch Graf zu Rantzau, der als einer der adeligen Pioniere der 
Bauerbefreiung in Altdeutschland gilt. Er war der erste holsteinische Guts­
herr, welcher in den 1730er Jahren die Leibeigenschaft „seiner“ Bauern 
sukzessive abschaffte, indem er eigens errichtete Musterhöfe zur freien 
Bewirtschaftung verpachtete.34 Seine Gedanken zur besseren Verknüpfung 
des Eigennutzes der Bauern mit dem des Grundherrn veröffentlichte Graf 
zu Rantzau in der 1766 erschienen Streitschrift „Antwort eines alten Patrio­
ten auf die Anfrage eines jungen Patrioten, wie der Bauernstand und die Wirt­
schaft der adlichen Güter in Holstein zu verbessern sey“.

Der wachsende Bevölkerungsdruck und steigende Produktpreise lenk­
ten den Blick zusehends auf die Notwendigkeit eines verbesserten Land­

b.

31 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 378.
32 Prass, in: Brakensiek, Grundzüge der Agrargeschichte, Band 2, 2016, S. 80.
33 Justi, Abhandlungen von der Vollkommenheit der Landwirthschaft, 1761.
34 Dipper, Die Bauernbefreiung in Deutschland 1790 – 1850, 1980, S. 71.
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baus. Es entstand eine, von Historikern im Nachgang als solche bezeichne­
te, „agrarische Bewegung“ oder „Agromanie“, die später von humanisti­
schen Strömungen der Aufklärung und des Liberalismus erfasst wurde.35 

Begeisterte Anhänger fanden sich bis in höchste Gesellschaftskreise, darun­
ter Könige und Königinnen zum Spott mancher Zeitgenossen.36 Als Vor­
bild für eine Bodenreform und für an Effizienzmerkmalen ausgerichtete 
Anbaumethoden galt bei deutschen Experimentalökonomen das damalige 
England, wo den Bauern bereits seit dem Ende des 15. Jahrhunderts erste 
persönliche Freiheiten gewährt wurden.37 Durch eine Neuordnung der 
Produktionsabläufe und Eigentumsverhältnisse – insbesondere im Verlauf 
des 18. Jahrhunderts – war es gelungen, effektiver und rationaler zu wirt­
schaften, was nicht ohne Einfluss auf die Entwicklungen in Kontinentaleu­
ropa bleiben sollte.38

Rheinbundstaaten

Der Beginn des 19. Jahrhunderts war durch umfassende Veränderungen 
für das deutschsprachige Mitteleuropa gekennzeichnet. Entscheidende his­
torische Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang dem Jahr 1806 
zu. Das Heilige Römische Reich Deutscher Nationen zerfiel zusehends, 
Österreich zog sich auf eigenes Territorium zurück und Preußen wurde 
im Herbst des Jahres bei Jena/Auerstedt von Napoleon besiegt. Bereits 
am 17. Juni 1806 schlossen sich 16 Fürsten unter dem Verfassungsdach 
der Rheinbundakte zusammen und leiteten somit den von Frankreich 

c.

35 Brakensiek, in: Jaeger, Enzyklopädie der Neuzeit, Band 7, 2008, Landwirtschafts­
kunde, Sp. 609; Prass, in: Brakensiek, Grundzüge der Agrargeschichte, Band 2, 
2016, S. 82; Seidl, Deutsche Agrargeschichte, 2006, S. 121 ff.

36 Abel, Geschichte der Landwirtschaft, 3. Auflage 1978, S. 288 f.; „Die Landwirt­
schaft ist die erste aller Künste; ohne sie gäbe es keine Kaufleute, Dichter und Philoso­
phen; nur das ist wahrer Reichtum, was die Erde hervorbringt.“, diese Worte Friedrich 
des Großen stellt Buchenberger seinem Buch „Agrarwesen und Agrarpolitik“ von 
1892 voran.

37 Brakensiek, in: Jaeger, Enzyklopädie der Neuzeit, Band 7, 2008, Landwirtschafts­
kunde, Sp. 609; Planck/Ziche, Land- und Agrarsoziologie, 1979, S. 402.

38 Der als einer der Begründer der hiesigen Agronomie geltende Albrecht Daniel 
Thaer (1752 – 1828) beschäftigte sich in seinem 1801 erschienenen, dreibändigen 
Werk „Einleitung zur Kenntniß der englischen Landwirthschaft und ihrer neueren 
praktischen und theoretischen Fortschritte, in Rücksicht auf Vervollkommnung deut­
scher Landwirthschaft für denkende Landwirthe und Cameralisten“ mit den Innova­
tionen der englischen Landwirtschaft.
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geplanten Aufbau einer Pufferzone zu Preußen und Österreich ein.39 Nach 
der Angleichung der lokalen Lebensverhältnisse an französische Standards 
sollte als Fernziel die politische und wirtschaftliche Vereinheitlichung Eu­
ropas unter französischer Hegemonie erreicht werden.40 In territorialer 
Hinsicht gehörten dem Rheinbund außer Preußen, Österreich, Schwe­
disch-Pommern und Dänisch-Holstein alle deutschen Staaten an. Mit 
einem Gebietsumfang von rund 326.000 km² im Jahr 1808 umfasste es 
Dreiviertel der Weimarer Republik bzw. die spätere Bundesrepublik sogar 
komplett.41 Aus diesem Grund ist eine Analyse der Reformbemühungen 
von entscheidender Bedeutung für das Verständnis der Entwicklung im 
deutschsprachigen Raum.

Bis zur Jahrhundertwende waren Süd- und Westdeutschland durch 
ein dualistisches patrimonialstaatlich-aristokratisches Herrschaftssystem 
geprägt. Die Beharrungskräfte einer auf jahrhundertelangen Abhängig­
keitsverhältnissen gewachsenen Gesellschaftsordnung, verbunden mit 
einer durch Verlustängste auf Seiten des Grundadels ausgelösten Reform­
scheu und fiskalischen Erwägungen der Landesherren sollten sich zur 
Gretchenfrage der Grundentlastung auswachsen.42 Den liberaleren Re­
formkräften kamen jedoch auch einige Faktoren zugute, die sie in ihrem 
Anliegen bestätigten. Einerseits hatte der Agrarkapitalismus bereits weite 
Teile des ländlichen Lebens erfasst. Die in Form von Rentenzahlungen 
kommerzialisierten Frondienste und die zunehmende Durchsetzungsfä­
higkeit der Regierungen zu Beginn des Jahrhunderts sorgten andererseits 
für die notwendige Bereitschaft erster Bodenreformen.

Königreich Bayern

Im Königreich Bayern war den landesherrlichen Domänenbauern 1778/79 
die Möglichkeit eröffnet worden, sich durch Ablösezahlungen erbliches 
Miteigentum an den von ihnen bewirtschafteten Hofstellen zu sichern. 
Aufgrund der vergleichsweisen Rückständigkeit der bayrischen Landwirt­
schaft während dieser Zeit konnten aber nur wenige Bauern die finanziel­
len Mittel für die Grundentlastung aufbringen, weshalb die Phase der 
Stagnation, trotz sich verstärkender Unruhen in den Dörfern, bis 1803 an­

1)

39 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 368.
40 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 368.
41 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 369.
42 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 379.
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hielt. Erst eine radikale Säkularisation der ständischen Klöster – bis dahin 
Grundherren von 56 Prozent43 der altbayrischen Bauernhöfe – beendete 
diese Phase und machte den Staat zum Obereigentümer44 von Dreivierteln 
der bayrischen Bauern, denen damit erstmals eine realistische Ablösungs­
möglichkeit eröffnet wurde.45 Aus fiskalischen Gründen wurde die Mög­
lichkeit der Ablösung vom Obereigentum jedoch keineswegs aktiv durch 
den Staat beworben.46 Die meisten Bauern gingen vor 1848 daher auch 
nicht auf das Angebot ein und erfuhren – wie das verbleibende Viertel der 
bayrischen Bauern, die noch grundherrlich gebunden waren – erst im Zu­
ge der Revolution 1848 die Befreiung von noch bestehenden Lasten. Mit 
der Verabschiedung der Verfassung in Bayern im Jahr 1808 wurde die 
Leibeigenschaft endgültig abgeschafft47 sowie durch weitere Edikte die Ab­
gabenlast und noch bestehende Dienstpflichten erstmals in rechtlich bin­
dender Form fixiert.48

Ähnlich wie in Bayern hemmte auch in Baden und Württemberg die 
Sorge um den Verlust fiskalischer Einnahmen die Grundentlastung. Auch 
wenn die Ablösung seit 1817 erleichtert wurde, trat die Notwendigkeit 
eines verbesserten Kreditwesens zu deren Finanzierung immer deutlicher 
zutage.

43 Weis, VSWG 1970, 1 (8).
44 Zur Differenzierung zwischen Eigentums- und Nutzungsrecht im Rahmen spät­

mittelalterlicher Herrschaftsbeziehungen haben sich die Begriffe Obereigentum 
(dominum directum), das dem Grundherrn zusteht und des Unter- oder Nutzei­
gentums (dominum utile) der Bauern herausgebildet, vgl. Rösener, Bauern im 
Mittelalter, 1985, S. 23 f.; Henning, Gutherrschaft, in: Götz/Kroeschell/Winkler, 
HAR, Band 1, 1981, Sp. 865 (866).

45 Dipper, Bauernbefreiung in Deutschland 1790 – 1850, 1980, S. 89; Wehler, Deut­
sche Gesellschaftsgeschichte, Erster Band, 1987, S. 379.

46 Dipper, Bauernbefreiung in Deutschland 1790 – 1850, 1980, S. 89; zu den ver­
gleichsweise hohen (steuerlichen) Belastungen der bayrischen Bauern auch Lütge, 
Geschichte der deutschen Agrarverfassung vom frühen Mittelalter bis zum 19. 
Jahrhundert, 2. Auflage 1967, S. 195.

47 § 3 Verfassung des Königreich Bayerns vom 1. Mai 1808, abgedruckt in De­
mel/Puschner, Deutsche Geschichte in Quellen und Darstellung, Band 6, 1995, 
S. 121.

48 Organisches Edict, die Aufhebung der Leibeigenschaft betreffend vom 31. Au­
gust 1808.
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